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Regeste

Datenschutz

Erwägungen

E. 1.1
Das Bundesverwaltungsgericht beurteilt gemäss Art. 31 VGG Beschwerden gegen
Verfügungen nach Art. 5 VwVG, sofern eine Vorinstanz im Sinne von Art. 33 VGG
entschieden hat und keine Ausnahme nach Art. 32 VGG gegeben ist. Gegen das
unrechtmässige Verweigern oder Verzögern einer anfechtbaren Verfügung kann ebenfalls
Beschwerde geführt werden (Art. 46a VwVG). Für deren Behandlung ist die
Beschwerdeinstanz zuständig (Urteil des BGer 2C_81/2009 vom 26. Mai 2009 E. 2.1;
Urteil des BVGer B-1290/2017 vom 22. September 2017 E. 1.1). Das BAKOM ist
Vorinstanz des Bundesverwaltungsgerichts im Sinne von Art. 33 Bst. d VGG. Da die
vorliegende Streitsache nicht in einen nach Art. 32 VGG ausgeschlossenen Sachbereich
fällt, ist das Bundesverwaltungsgericht unter Vorbehalt der folgenden Erwägung für die
Beurteilung der Beschwerde zuständig. Der Beschwerdeführer beantragt nicht nur, die
Vorinstanz sei anzuweisen, bezüglich seines Gesuchs zu verfügen, sondern darüber hinaus
auch, die Vorinstanz sei mit einer Rüge zu belegen und die verantwortlichen Personen seien
personal- respektive verwaltungsrechtlich zu verwarnen. Dafür ist das
Bundesverwaltungsgericht als Beschwerdeinstanz, die nicht gleichzeitig Aufsichtsinstanz
ist, nicht zuständig. Insoweit ist auf die Beschwerde des Beschwerdeführers damit nicht
einzutreten.

E. 1.2
Das Verfahren richtet sich nach dem VwVG, soweit das VGG nichts anderes bestimmt
(Art. 37 VGG).

E. 1.3
Rechtsverzögerungs- oder Rechtsverweigerungsbeschwerden richten sich gegen den
Nichterlass einer anfechtbaren Verfügung. Die Beschwerdelegitimation setzt voraus, dass
bei der zuständigen Behörde zuvor ein Begehren um Erlass einer Verfügung gestellt wurde
und Anspruch darauf besteht (BGE 135 II 60 E. 3.1.2; BVGE 2010/29 E. 1.2.2). Da der
Beschwerdeführer bei der Vorinstanz ein Gesuch um Auskunft über die ihn betreffenden
Datenbearbeitungen einreichte, und er dabei ausdrücklich den Erlass einer Verfügung
verlangte, ist er zur Beschwerdeführung legitimiert.

E. 1.4
Beschwerde gegen das unrechtmässige Verweigern oder Verzögern einer Verfügung kann
jederzeit geführt werden (Art. 50 Abs. 2 VwVG). Die Grenze bildet der Grundsatz von Treu



und Glauben. Bietet eine bestimmte behördliche Handlung oder Äusserung objektiv
begründeten Anlass für eine Rechtsverweigerungs- oder Rechtsverzögerungsbeschwerde,
muss die Beschwerde innert angemessener Frist erhoben werden. Was angemessen ist,
bemisst sich nach den konkreten Umständen, namentlich nach der dem Beschwerdeführer
zumutbaren Sorgfalt. Verweigert die Behörde ausdrücklich den Erlass einer Verfügung, so
ist nach diesen Grundsätzen innerhalb der gesetzlichen Frist von 30 Tagen Beschwerde zu
erheben (vgl. BVGE 2008/15 E. 3.2). Der Beschwerdeführer ersuchte die Vorinstanz am 8.
Mai 2018 um Auskunft bezüglich der Bearbeitung von Personendaten, die ihn betreffen,
und verlangte eine Auskunft innert 30 Tagen. Nach Ablauf dieser 30 Tage, innerhalb derer
er ein Schreiben der Vorinstanz erhalten hatte, in dem sein Gesuch nicht erwähnt wurde,
reichte er beim Bundesverwaltungsgericht am 16. Juni 2018, das heisst wiederum innert 30
Tagen, Beschwerde ein. Damit ist die Beschwerde innert angemessener Frist erhoben. Auf
die frist- und formgerecht (Art. 52 VwVG) eingereichte Beschwerde ist einzutreten.

E. 2
Die Prüfungsbefugnis des Bundesverwaltungsgerichts beschränkt sich bei
Rechtsverzögerungs- und Rechtsverweigerungsbeschwerden auf die Frage, ob das Gebot
des Rechtsschutzes in angemessener Zeit im konkreten Fall verletzt worden ist oder nicht.
Im Falle einer Gutheissung der Beschwerde weist das Gericht die Sache mit verbindlichen
Weisungen an die Vorinstanz zurück (Art. 61 Abs. 1 VwVG). Eine andere Möglichkeit, den
rechtmässigen Zustand herzustellen, gibt es nicht; insbesondere darf das Gericht - unter
Vorbehalt von speziellen Konstellationen - nicht anstelle der das Recht verweigernden
Behörde entscheiden, würden dadurch doch der Instanzenzug verkürzt und allenfalls
weitere Rechte der Verfahrensbeteiligten verletzt (BVGE 2008/15 E. 3.1.2).

E. 3.1
Das Verbot der Rechtsverweigerung oder Rechtsverzögerung ergibt sich als Teilgehalt aus
der allgemeinen Verfahrensgarantie von Art. 29 Abs. 1 BV. Danach hat jede Person vor
Gerichts- und Verfahrensinstanzen Anspruch auf gleiche und gerechte Behandlung sowie
auf Beurteilung innert angemessener Frist (sog. Beschleunigungsgebot). Eine
Rechtsverweigerung liegt vor, wenn eine Behörde sich weigert, eine Verfügung zu erlassen,
obwohl sie dazu aufgrund der einschlägigen Rechtsnormen verpflichtet wäre. Selbst dort,
wo nach Auffassung der Behörde eine Sachurteilsvoraussetzung fehlt, muss mittels
Nichteintretensverfügung Position bezogen werden (vgl. BGE 130 II 521 E. 2.5; Urteil des
BGer 1C_165/2009 vom 3. November 2009 E. 2.2; BVGE 2009/1 E. 3). Entsprechend ist
zu prüfen, ob der Beschwerdeführer vorliegend einen Anspruch auf Erlass einer Verfügung
bezüglich seines Gesuchs vom 8. Mai 2018 hatte und ob die Vorinstanz eine solche
verweigerte.

E. 3.2
Nach Art. 8 Abs. 1 Bundesgesetz vom 19. Juni 1992 über den Datenschutz (DSG, SR
235.1) kann jede Person Auskunft darüber verlangen, ob Daten über sie bearbeitet werden.
Der Inhaber der Datensammlung muss der betroffenen Person alle über sie in der
Datensammlung vorhandenen Daten einschliesslich der verfügbaren Angaben über die
Herkunft der Daten sowie den Zweck und gegebenenfalls die Rechtsgrundlagen des
Bearbeitens sowie die Kategorien der bearbeiteten Personendaten, der an der Sammlung
Beteiligten und der Datenempfänger mitteilen. Damit hat jede Person grundsätzlich einen
Anspruch auf Auskunft darüber, ob Personendaten über sie bearbeitet werden. Gemäss Art.



2 Abs. 2 Bst. c DSG ist das Datenschutzgesetz jedoch auf hängige Strafverfahren nicht
anwendbar. Darunter fallen auch Verwaltungsstrafverfahren (BVGE 2016/9 E. 7.2.2.4
m.w.H.). Die Vorinstanz eröffnete am 28. März 2018 ein Verwaltungsstrafverfahren gegen
den Beschwerdeführer wegen Verdachts auf Widerhandlung im Sinne des Bundesgesetzes
über Radio und Fernsehen, das bisher nicht abgeschlossen wurde. Entgegen den Vorbringen
des Beschwerdeführers gilt das Verfahren als eröffnet und hängig (vgl. BVGE 2016/9 E.
7.2.2), unabhängig davon, ob er bisher einvernommen wurde oder nicht. Der
Beschwerdeführer hat jedoch das Recht, die Vornahme bestimmter
Untersuchungshandlungen zu beantragen, inklusive einer Einvernahme (Art. 37 Abs. 2
i.V.m. Art. 39 des Bundesgesetzes vom 22. März 1974 über das Verwaltungsstrafrecht
[VStrR, SR 313.0]). Zudem handelt es sich beim abgekürzten Verfahren um ein gesetzlich
geregeltes Verfahren (Art. 65 VStrR), auch wenn dieses, wie der Beschwerdeführer rügt,
nicht von einem Gericht, sondern von der zuständigen Verwaltungsbehörde geführt wird
(Art. 20 f. VStrR). Dabei hat der Beschwerdeführer jedoch das Recht über die
entsprechenden Rechtsmittel eine gerichtliche Beurteilung zu veranlassen (Art. 72 ff.
VStrR). Damit ist gegen den Beschwerdeführer ein Strafverfahren im Sinne von Art. 2 Abs.
2 Bst. c DSG hängig, so dass die Vorinstanz im Beschwerdeverfahren zu Recht darauf
hinweist, dass das Datenschutzgesetz vorliegend wohl nicht anwendbar sei. Jedoch hat der
Beschwerdeführer unabhängig davon, ob ein materieller Anspruch auf Auskunft gestützt
auf das Datenschutzgesetz besteht oder nicht, einen Anspruch darauf, dass die Vorinstanz
ihm ihre Beurteilung und Entscheidung in einer (anfechtbaren) Verfügung
rechtsverbindlich eröffnet. Dies ist selbst dann der Fall, sollte die Vorinstanz zum Schluss
kommen, auf das Gesuch des Beschwerdeführers sei nicht einzutreten, etwa wegen
fehlendem Rechtsschutzinteresse. Selbst eine solche Entscheidung hätte sie dem
Beschwerdeführer in Form einer Verfügung zu eröffnen, da dieser nur so die Möglichkeit
hat, die Entscheidung der Vorinstanz rechtlich prüfen zu lassen. Obwohl der
Beschwerdeführer sein Gesuch ausdrücklich auf das Datenschutzgesetz stützt, hat die
Vorinstanz zudem zu prüfen, ob sie allenfalls zumindest gewissen seiner Begehren gestützt
auf eine andere Rechtsgrundlage - insbesondere auf das Recht auf Akteneinsicht nach Art.
26-28 VwVG i.V.m. Art. 36 VStrR - entsprechen kann. Entgegen den Ausführungen der
Vorinstanz ist diesbezüglich auch nicht relevant, ob der Beschwerdeführer - wie die
Vorinstanz behauptet - bereits alle relevanten Akten kennt. Der Beschwerdeführer hat damit
in jedem Fall einen Anspruch auf Erlass einer Verfügung durch die Vorinstanz.

E. 3.3
Die Vorinstanz reagierte nicht innert 30 Tagen auf das Gesuch des Beschwerdeführers um
Auskunft darüber, ob Personendaten über ihn bearbeitet werden, obwohl sie dazu aufgrund
von Art. 1 Abs. 4 der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz vom 14. Juni
1993 (SR 235.11) grundsätzlich verpflichtet gewesen wäre und der Beschwerdeführer sie
ausdrücklich zu einer Antwort innert dieser Frist aufgefordert hatte. Insbesondere erwähnte
sie das Auskunftsgesuch in ihrem Schreiben an den Beschwerdeführer vom 14. Mai 2018
nicht. In ihren Eingaben im Beschwerdeverfahren macht die Vorinstanz schliesslich klar,
dass sie sich nicht in der Pflicht sieht, eine Verfügung zu erlassen, und der Meinung ist, sie
habe rechtmässig gehandelt. Auch nach ausdrücklicher Aufforderung, sich dazu zu äussern,
wieso sie keine Verfügung erlassen habe, führt die Vorinstanz lediglich zusätzlich aus, es
sei keine Verfügung zum Datenauskunftsgesuch des Beschwerdeführers notwendig, da
diesem alle relevanten Akten des Verwaltungsstrafverfahrens bereits bekannt seien. Dem
Beschwerdeführer sei dadurch kein Nachteil entstanden. Damit macht die Vorinstanz klar,



dass sie sich weigert, eine Verfügung zu erlassen. Da der Beschwerdeführer wie dargelegt
einen Anspruch auf Erlass einer Verfügung hat, begeht die Vorinstanz damit eine
Rechtsverweigerung.

E. 3.4
Die Rechtsverweigerungsbeschwerde des Beschwerdeführers ist somit gutzuheissen. Die
Vorinstanz ist anzuweisen, ohne Verzug über das Gesuch des Beschwerdeführers vom 8.
Mai 2018 zu entscheiden und dem Beschwerdeführer ihre Entscheidung in einer formellen
Verfügung zu eröffnen.

E. 4.1
Das Bundesverwaltungsgericht auferlegt die Verfahrenskosten in der Regel der
unterliegenden Partei (Art. 63 Abs. 1 VwVG). Keine Verfahrenskosten werden
Vorinstanzen auferlegt (Art. 63 Abs. 2 VwVG). Dem obsiegenden Beschwerdeführer und
der Vorinstanz sind entsprechend vorliegend keine Verfahrenskosten aufzuerlegen. Der
vom Beschwerdeführer geleistete Kostenvorschuss von Fr. 800.- ist ihm nach Eintritt der
Rechtskraft des vorliegenden Urteils zurückzuerstatten.

E. 4.2
Auf die Zusprechung einer Parteientschädigung ist zu verzichten, da nicht davon
auszugehen ist, dass dem nicht vertretenen Beschwerdeführer aus der Einreichung der
Beschwerde verhältnismässig hohe Kosten erwachsen sind (Art. 64 Abs. 1 VwVG).
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